
Naturschutz-Prüfung wird vorgezogen
Bausenat beschließt, Gutachten vor dem Bebauungsplan-Verfahren in Auftrag zu geben
(sig) Ist der Eingriff durch die Be-

bauung der Ochsenau mit dem an-
grenzenden FFH-Gebiet verträg-
lich? Können die nötigen Aus-
gleichsflächen im Naturschutzge-
biet geschaffen werden? Und: Sind
Ausnahmen vom gesetzlichen Bio-
topschutz und vom besonderen Ar-
tenschutz möglich? Diesen natur-
schutzrechtlichen Fragen soll sich
ein Sachverständigen-Gutachten
zum östlichen Teil der Ochsenau an-
nehmen – und zwar, bevor ins ei-
gentliche Bebauungsplanverfahren
eingestiegen wird. Das hat der Bau-
senat am Mittwoch einstimmig be-
schlossen.

Die Ochsenau ist das wohl um-
strittenste Baugebiet Landshuts.
Die Stadt will dortWohnbauflächen
ausweisen, der Landesbund für Vo-
gelschutz und der Naturwissen-
schaftliche Verein Landshut wollen
die Baupläne mit Hilfe der EU stop-
pen. Soweit die Vorgeschichte.
2018 wurde für die Ochsenau die

Aufstellung des Bebauungsplans
beschlossen – allerdings wurde da-
mals nur der räumliche Geltungsbe-
reich festgelegt, inhaltliche Festset-
zungen gab es noch nicht. Für diese
wurde ein städtebaulicher Wettbe-
werb ausgelobt, vor gut einem Jahr
wurde der Preisträger gekürt. Der
Entwurf von Blaumoser Architek-
ten und Zaharias Landschaftsarchi-
tekten sieht entlang der LA14 Ge-
schosswohnungsbau, eine Grünflä-
che sowie zwei Parkhäuser vor, da-
hinter Einfamilien-, Doppel- und
Reihenhäuser.

Doll: „Sichere Beine“
vor möglicher Klage
Das am Mittwoch einstimmig be-

schlossene Gutachten soll nun vor
dem Beginn des Bebauungsplan-
Verfahrens Fragen zum FFH-Ge-
bietsschutz, zum Biotop- und Ar-
tenschutz sowie zu den Ausgleichs-
flächen nachgehen. Das 13,5 Hektar
große Gebiet grenzt an zwei Schutz-
gebiete: an das Naturschutzgebiet
„Ehemaliger Standortübungsplatz

Landshut“ sowie an das Natura-
2000-Gebiet „Leiten der Unteren
Isar“. Laut einer naturschutzrecht-
lichen Datenerhebung 2020 gehört
die Ochsenau dem Lebensraumty-
pus „naturnaher Kalk-Trockenra-
sen“ an, unter anderemwurden fünf
besonders geschützte Orchideenar-
ten festgestellt.
Zudem weist die Biotop-Kartie-

rung flächig Biotope aus. „Es ist
klar, dass sich hier besondere Fra-
gen stellen“, so Thomas Rottenwall-
ner von der Stabsstelle Recht und
Verwaltung. Das Vorschalten der
Naturschutz-Prüfung begründete
er auf Nachfrage von Thomas
Keyßner (Grüne) damit, dass es eine
derartige Situation – ein Baugebiet
in solcher Nähe eines Naturschutz-
und eines FFH-Gebiets – in Lands-
hut bislang nicht gegeben habe.
Deshalb sollen naturschutzfachli-
che Fragen im Vorfeld überprüft
werden: „Werden Anforderungen
erst nach und nach im Verfahren be-
kannt, könnte das möglicherweise
bedeuten, dass man das Verfahren
nochmals von vorne beginnen

muss.“ Auf Nachfrage unserer Re-
daktion verwies Bau- und Umwelt-
referent Johannes Doll amDonners-
tag zudem auf die vom Landesbund
für Vogelschutz angekündigte Kla-
ge: Auch vor diesem Hintergrund
wolle man das Ganze auf sichere
Beine stellen. Die Ergebnisse des
Sachverständigen-Gutachtens
dienten dazu, die Unterlagen für
das Bebauungsplan-Verfahren zu
erstellen. Für die Auslegung seien
erste Erkenntnisse zur FFH-Ver-
träglichkeit und zum Ausgleichsflä-
chen-Konzept nötig.

Ausgleichsflächen-Konzept
„in die Jahre gekommen“
Wie Doll ergänzte, gebe es für das

Gebiet bereits ein Ausgleichsflä-
chen-Konzept, „das aber in die Jah-
re gekommen ist“. Dieses enthalte –
neben der bereits umgesetzten Fäl-
lung der Fichtenbestände – bei-
spielsweise ein Beweidungskonzept
mit einem Schafstall, für das Kos-
ten von 800000 Euro kalkuliert sei-
en. Bevor man diese Summen aus-

gebe, wolle man das Konzept aktua-
lisieren lassen.
Elke März-Granda (ÖDP) war

wichtig, dass nicht nur überprüft
wird, ob der Ausgleich im Natur-
schutzgebiet „in angemessenem
Zeitrahmen“ erfolgen könne, wie es
im Beschlussentwurf hieß, sondern
ob dies grundsätzlich möglich sei.
Denn: Dort seien die Lebens- und
Bodenbedingungen sowie das
Kleinklima anders. Diese Ergän-
zung wurde ebenfalls einstimmig
beschlossen.
Ludwig Schnur (CSU/LM/JL/

BfL) wies auf die Zeitschiene hin:
Er erinnerte an die Beschlüsse, dass
mit einer Bebauung abgewartet
werde, bis die Infrastruktur vor-
handen sei. Entsprechend stelle sich
die Frage, wie lange das Gutachten
verwendet werden könne. Rotten-
wallner bezeichnete einen Zeitraum
von fünf Jahren zwischen Datener-
hebung und Entscheidung als un-
problematisch – dauere es länger,
stelle ein Update bei einer so inten-
siven Prüfung in der Regel kein Pro-
blem dar.

Das geplante Baugebiet mit seinen 13,5 Hektar grenzt an das Naturschutzgebiet und an ein FFH-Gebiet. Foto: Klaus Leidorf


